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Kreis Lippe 
 
237 Satzung für das Jugendamt des Kreises Lippe 

vom 22. Juni 2015 
 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat am 08.06.2015 auf-
grund der  
• §§ 69 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- 

und Jugendhilfe –in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022, das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. August 2013 
(BGBl. I S. 3464) geändert worden ist,  

• des § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - AG-KJHG - vom 
12.12.1990 (GV NRW S.664), zuletzt geändert durch 
Art.2 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 (GV.NRW.S. 
336), in Kraft getreten am 01.08.2014 und  

• des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein - 
Westfalen (KrO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 
(GV. NRW. S. 878) 

 
folgende Satzung für das Jugendamt beschlossen: 
 
§ 1 Aufbau des Jugendamts 
Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss 
und der Verwaltung des Jugendamts. 
 
§ 2 Zuständigkeit des Jugendamts 
Das Jugendamt ist nach Maßgabe des Sozialgesetzbuches 
(SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe - der 
dazu erlassenen Ausführungsgesetze und dieser Satzung 
für alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe zuständig für 
die Städte und Gemeinden im Kreis Lippe, die nicht selbst 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind (ein eigenes Ju-
gendamt haben). 
 
§ 3 Aufgaben des Jugendamts 
Das Jugendamt hat die Gesamtverantwortung für die Pla-
nung und Erfüllung der Aufgaben auf dem Gebiet der Ju-
gendhilfe. Die Entfaltung der Persönlichkeit des jungen 
Menschen sowie die Stärkung und Erhaltung der Erzie-
hungskraft der Familie sollen bei allen Maßnahmen der öf-
fentlichen Jugendhilfe im Vordergrund stehen. Das Ju-
gendamt soll sich um eine enge Zusammenarbeit mit den 
Trägern der freien Jugendhilfe und allen behördlichen Stel-
len bemühen, die sich mit Angelegenheiten der jungen 
Menschen und der Familien befassen. Es hat dabei die 
Selbständigkeit der freien Träger in Zielsetzung und Durch-
führung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der Gestaltung 
ihrer Organisationsstruktur zu achten. 
 
§ 4 Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberech-

tigte und weitere beratende Mitglieder an. 
(2) Von den stimmberechtigten Mitgliedern müssen nach § 

71 Abs. 1 Ziff. SGB VIII 9 Personen Mitglieder des 
Kreistages oder von ihm gewählte Frauen und Männer 
sein, die in der Jugendhilfe erfahren sind, 6 Personen 
werden nach § 71 Abs. 1 Ziff. 2 KJHG von den im Be-
reich des Jugendamts wirkenden und anerkannten 
freien Trägern vorgeschlagen.  
Die Mitglieder werden vom Kreistag gewählt. Für jedes 
Mitglied ist eine persönliche Stellvertreterin/ein persön-
licher Stellvertreter zu wählen. Das Wahlverfahren rich-
tet sich nach dem Ersten Gesetz zur Ausführung des  

 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG), der Krei-
sordnung (KrO) und der Geschäftsordnung des Kreis-
tages. 

 
(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeaus-

schuss an: 
a. die Landrätin/der Landrat oder eine von ihr/ihm be-

stellte Vertreterin/ein von ihr/ihm bestellter Vertreter; 
b. die Fachbereichsleitung der Verwaltung des Ju-

gendamts oder deren Vertretung; 
c. eine Richterin/ein Richter des Vormundschaftsge-

richts oder des Familiengerichts oder eine Jugend-
richterin/ein Jugendrichter, die/der von der zustän-
digen Präsidentin/dem zuständigen Präsidenten des 
Landgerichts Detmold bestellt wird; 

d. eine Vertreterin/ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, 
die von der Geschäftsführung der für Detmold zu-
ständigen Agentur für Arbeit bestellt wird; 

e. eine Vertreterin/ein Vertreter der Schulen, die/der 
von der Bezirksregierung Detmold bestellt wird; 

f. eine Vertreterin/ein Vertreter der Polizei, die/der von 
der Landrätin/vom Landrat als Kreispolizeibehörde 
in Detmold bestellt wird; 

g. eine Ärztin/ein Arzt des Gesundheitsamtes, die/der 
von der Landrätin / vom Landrat bestellt wird; 

h. je eine Vertreterin/ein Vertreter der katholischen 
Kirche und der evangelischen Kirche sowie der jüdi-
schen Kultusgemeinde, falls Gemeinden dieses Be-
kenntnisses im Bezirk des Jugendamts bestehen; 
sie werden von der zuständigen Stelle der Religi-
onsgemeinschaften bestellt; 

i. die/der Vorsitzende des Kreissportbundes; 
j. der/die Vorsitzende des Jugendamtselternbeirates 
k. der Kreistag kann weitere beratende Mitglieder 

gem. § 41 Abs. 3 KrO wählen. 
Für die Mitglieder c) bis k) ist je eine persönliche Vertrete-
rin/ein persönlicher Vertreter zu bestellen. 
 
§ 5 Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 
(1) Der Jugendhilfeausschuss beschließt im Rahmen der 

vom Kreistag bereitgestellten Mittel, dieser Satzung und 
der vom Kreistag gefassten Beschlüsse über die Ange-
legenheiten der Jugendhilfe. Er soll vor jeder Be-
schlussfassung des Kreistages in Fragen der Jugend-
hilfe gehört werden. Er hat das Recht, an den Kreistag 
Anträge zu stellen. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Auf-
gaben: 
1. Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 

a. die Förderung von Einrichtungen und Maßnah-
men der Jugendhilfe,  

b. die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfen 
zur Erziehung, soweit diese nicht durch Landes-
recht geregelt sind. 

2. Die Entscheidung über 
a. die Jugendhilfeplanung, 
b. die Förderung von Einrichtungen und Maßnah-

men der Träger der freien Jugendhilfe nach 
Maßgabe der Richtlinien und der vom Kreistag 
bereitgestellten Mittel, sofern die Förderung im 
Einzelfall den Betrag von 5.000 EUR übersteigt, 

c.    die öffentliche Anerkennung nach § 75 SGB VIII 
in Verbindung mit § 25 AG-KJHG, 

d. die Bedarfsplanung für Tageseinrichtungen für 
Kinder gemäß §§ 79, 80 SGB VIII in Verbindung 
mit §§ 18 Abs. 2 und 21 Abs. 9 KiBiz 

e. die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl 
der Jugendschöffen. 
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3. Die Vorbereitung des Haushalts für den Bereich Ju-

gendhilfe. 
4. Anhörung vor der Berufung der Leitung der Verwal-

tung des Jugendamts. 
 
§ 6 Unterausschüsse 
Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf 
Unterausschüsse ohne Entscheidungsbefugnis gebildet 
werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom 
Jugendhilfeausschuss aus seinen ordentlichen und stell-
vertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt auch 
die/den Vorsitzende/n und ihren/seinen Stellvertreter/in. 
 
§ 7 Verwaltung des Jugendamts 
(1) Der Verwaltung des Jugendamts obliegen alle laufen-

den Geschäfte sowie alle Aufgaben, die nicht in § 5 
aufgeführt sind. 

(2) Die Landrätin/der Landrat oder ihre/seine gemäß § 4 
Abs. 3 Buchst. a) bestellte Vertretung oder in ih-
rem/seinem Auftrag die Fachbereichsleiterin/der Fach-
bereichsleiter der Verwaltung des Jugendamts sind 
verpflichtet, die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Ju-
gendhilfeausschusses über alle wichtigen Angelegen-
heiten der Verwaltung des Jugendamts zu unterrichten. 

 
§ 8 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für das Jugendamt des 
Kreises Lippe vom 24. Januar 2005 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung für das Jugendamt des Kreises 
Lippe wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- o-
der Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 
 
c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis Lippe vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Detmold, den 22. Juni 2015 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
 
gez. Heuwinkel 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
 
 
 
 
 
 

 
238 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 

Übernahme der Schulträgerschaft für den Teil-
standort Lage (Albert-Schweitzer-Schule Lage) 
der Gustav-Heinemann-Schule Detmold durch 
die Stadt Detmold 

 
P r ä a m b e l 

 
Das Land Nordrhein-Westfalen hat in der Verordnung über 
die Mindestgrößen der Förderschulen und der Schulen für 
Kranke vom 16. 10. 2013 festgelegt, dass zur Fortführung 
einer Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
mindestens 144 Schülerinnen und Schüler (SuS)  bzw. 112 
SuS allein in der Sekundarstufe I erforderlich sind. Die Al-
bert-Schweitzer-Schule Lage erreicht diese Mindestgröße 
bereits im Schuljahr 2014/2015 nicht mehr, für die Gustav-
Heinemann-Schule Detmold besteht die Gefahr, diese 
Mindestgröße zukünftig nicht mehr zu erreichen. Die Städte 
Detmold und Lage haben ein Interesse daran, beide Schul-
standorte mit dem Förderschwerpunkt Lernen zu erhalten. 
Darum sollen beide Standorte zukünftig als Förderschul-
verbund geführt werden. Dieser Förderschulverbund soll 
Bedarfe in der Region West-Lippe abdecken. Hierfür wird 
auch mittelfristig eine ausreichende Schülerzahl erwartet. 
Die Schulträger Detmold und Lage bekunden ihren aus-
drücklichen Willen, an beiden Schulstandorten leistungs-
starke Förderschuleinheiten zu erhalten. 
 
Um dieses Ziel zu erreichen, wird zwischen den Städten 
Detmold und Lage gemäß §§ 1 und 23 bis 25 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit in Verbin-
dung mit § 78 Abs. 8 Schulgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen, jeweils in der aktuellen Fassung, sowie der Be-
schlüsse der Räte der 
 

Stadt Detmold vom 12.03.2015 
 

Stadt Lage vom 12.03.2015 
 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen: 
 

§ 1 
Schulträgerschaft 

 
Die Schulträgerschaft für den Teilstandort Lage wird mit 
dieser Vereinbarung auf die Stadt Detmold übertragen. 
 
Die gemäß § 78 Abs. 8 Satz 2 Schulgesetz notwendige 
Wahrnehmung der Aufgaben des Schulträgers erfolgt 
durch die Stadt Detmold. Zur Vereinbarkeit mit dem Schul-
gesetz wird die Gustav-Heinemann-Schule Detmold um 
den Teilstandort Lage erweitert. 
 
Der Teilstandort wird unter dem Namen  
 

„Gustav-Heinemann-Schule – Teilstandort Albert-
Schweitzer-Schule, Lage“ 

 
geführt. Sollte es die zuständige Schulaufsichtsbehörde im 
Rahmen des schulrechtlichen Genehmigungsverfahrens für 
erforderlich halten, den Schulverbund unter einem neuen 
Namen zu führen, so ist dieser abweichend von der vorge-
nannten Bestimmung von den Räten beider Städte einver-
nehmlich zu beschließen. 
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§ 2 

Bereitstellung von Räumlichkeiten und Inventar, Be-
wirtschaftung und Kostentragung 

 
Die Stadt Lage stellt der Gustav-Heinemann-Schule der 
Stadt Detmold für den Teilstandort der Schule in Lage die 
für die Durchführung des offenen Ganztagsschulbetriebs 
benötigten Räume der Albert-Schweitzer-Schule, 
Kampweg 11, 32791 Lage unentgeltlich zur Verfügung. Als 
Grundlage hierfür gilt die Raumnutzung der Albert-
Schweitzer-Schule, Lage, am 01.08.2014. 
 
Die Schulimmobilie bleibt im Eigentum der Stadt Lage. Die 
Stadt Lage bewirtschaftet und unterhält die Immobilie ei-
genverantwortlich und in eigenem Namen. Hierbei trägt sie 
alle Kosten, die im Zusammenhang mit der Immobilie so-
wie ihrer Unterhaltung und Bewirtschaftung anfallen. 
 
Diese Regelung gilt im gleichen Sinne für das am Teil-
standort Lage eingesetzte Schulinventar und die eingesetz-
ten Lehrmittel. Die Stadt Lage verpflichtet sich, das not-
wendige Schulinventar und die erforderlichen Lehrmittel für 
diesen Standort auf eigene Rechnung zu beschaffen und 
zu unterhalten. Als Maßstab gilt hierfür der in den weiter-
führenden Schulen der Stadt Lage übliche Standard. 
 

§ 3 
Bereitstellung von Schulpersonal und Kostentragung 

 
Die Stadt Lage stellt das für den Betrieb des Teilstandortes 
Lage erforderliche kommunale Personal (Schulsekretär/in, 
Hausmeister/in, Schulsozialarbeiter/in), schließt die Ar-
beitsverträge mit diesen Beschäftigten in eigenem Namen 
und trägt deren Kosten. Als Grundlage für die Zahl der Be-
schäftigten, deren Stundenumfänge, Aufgaben und Vergü-
tungen gilt das am 01.08.2014 in der Albert-Schweitzer-
Schule, Lage, eingesetzte Personal. Sollten aufgrund von 
Veränderungen der Schülerzahlen oder aus sonstigen 
Gründen am Standort Lage Veränderungen an diesen Leis-
tungen erforderlich sein, sind Veränderungen im Einver-
nehmen mit der Stadt Detmold möglich. 
 

§ 4 
Schülerfahrtkosten und Schülerverteilung 

 
Die für die SuS des Teilstandortes Lage notwendig entste-
henden Schülerfahrtkosten nach den Bestimmungen der 
Schülerfahrtkostenverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung trägt die Stadt Lage. Sofern bis zum Schuljahres-
beginn 2015/16 eine kreisweite Regelung zur Tragung der 
Schülerfahrkosten für Schüler/innen mit besonderem Un-
terstützungsbedarf im Kreis Lippe getroffen wird, erfolgt die 
Übernahme der Schülerfahrkosten dann nach dieser Rege-
lung.  
 
Die Stadt Detmold überträgt für die SuS am Teilstandort 
Lage alle aus den Bestimmungen der Schülerfahrtkosten-
verordnung entstehenden Aufgaben und Pflichten eines 
Schulträgers auf die Stadt Lage. Die Stadt Lage trifft alle 
diesbezüglichen Entscheidungen in eigenem Namen und 
führt auch die eventuell in diesem Zusammenhang entste-
hende Rechtsstreitigkeiten mit Dritten. 
 
 
 
 
 
 

 
Bei der Verteilung der SuS auf die beiden Schulstandorte 
gilt grundsätzlich das Wohnortprinzip. Schülerinnen und 
Schüler, die ihren Wohnort nicht in Detmold oder Lage ha-
ben, besuchen grundsätzlich den wohnortnächsten Förder-
schulstandort. Aus pädagogischen Gründen und unter Be-
achtung der schulrechtlichen Regelungen sind Ausnahmen 
hiervon möglich. 
 

§ 5 
Schulbudget und Abrechnung zwischen den Städten 

 
Für den Schulverbund wird von der Stadt Detmold auch für 
den Teilstandort Lage ein Schulbudget zur Verfügung ge-
stellt, das mit Ausnahme des Inventars und der  Lehrmittel, 
für die § 2 dieser Vereinbarung gilt, nach den zurzeit gel-
tenden Kriterien für die Schulen der Stadt Detmold berech-
net wird.  
 
Die Kosten für den Teilstandort Lage rechnet die Stadt 
Detmold einmal jährlich nach dem Ende eines Wirtschafts-
jahres mit der Stadt Lage ab. Der in der Abrechnung für die 
Stadt Lage ermittelte Betrag ist dann von der Stadt Lage 
nach Vorlage der Rechnung zu erstatten. Geplante Ände-
rungen der in Satz 1 genannten Berechnungskriterien sind 
der Stadt Lage frühzeitig mitzuteilen. Für die Abrechnung 
des Schulbudgets für den Teilstandort Lage nach den ge-
änderten Kriterien ist das Benehmen mit der Stadt Lage 
herzustellen. 
 
Sollten durch die Übernahme der Schulträgerschaft für den 
Teilstandort Lage der Stadt Detmold weitere, in den §§ 2 – 
4 und § 5 Absatz 1 dieser Vereinbarung nicht erfasste Kos-
ten, entstehen, so sind diese Kosten prozentual nach der 
Verteilung der Schülerzahl der jeweiligen amtlichen Schü-
lerzahlstatistik für das Schuljahr zwischen den Städten 
Detmold und Lage aufzuteilen. Auch diese Abrechnung mit 
der Stadt Lage führt die Stadt Detmold einmal jährlich nach 
dem Ende des Schuljahres durch.  
 

§ 6 
Zuweisungen nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz 

(GFG) 
 
Die Städte Detmold und Lage sollen nach Möglichkeit und 
entsprechend der Regelungen der §§ 2 – 5 und des § 7 
dieser Vereinbarung alle anfallenden Kosten des jeweiligen 
Teilstandortes in ihrem Stadtgebiet selber tragen. Darum 
sollen Detmold und Lage auch die schülerzahlbezogenen 
Zuweisungen entsprechend des § 8 Abs. 4 GFG (Schüler-
ansatz) und des § 17 GFG (Schulpauschale) auch entspre-
chend der Schülerzahl des jeweiligen Teilstandorts direkt 
vom Land Nordrhein-Westfalen erhalten.  
 
Es gilt deshalb:   
Für Zuweisungen nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz 
(GFG) erfolgt die Zurechnung des Finanzierungsanteils im 
Verhältnis der Schülerzahlen der jeweiligen Standorte. 
Grundlage für die Berechnung bildet die Anzahl der Schü-
ler, die in die von IT.NRW geführten Schulstatistik zum 
Stichtag 15. Oktober des Vorvorjahres eingeflossen sind. 
 
Die Definition der Zahl der Schüler erfolgt analog der Rege-
lung aus § 27 Abs. 5 GFG. 
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Da sich die Aufteilung nach beiden Standorten nicht aus 
der amtlichen Schulstatistik ergibt, ist nach § 27 Abs. 2 
GFG die Stadt Detmold als Schulträger dann verpflichtet, 
alle zur Berechnung und Festsetzung erforderlichen Aus-
künfte fristgerecht und vollständig zu erteilen. Dieses er-
folgt i.d.R. im Frühjahr des Vorjahres mittels eines Erhe-
bungsvordruckes, der an IT.NRW zu übermitteln ist. 
 
Mit dieser Verfahrensweise bleiben beide Städte verant-
wortlich für die zweckentspechende Verwendung der GFG-
Mittel.  
 

§ 7 
Offene Ganztagsschule / Geld oder Stelle 

 
An beiden Teilstandorten soll, solange eine ausreichende 
Nachfrage danach besteht, weiterhin das Angebot einer 
Offenen Ganztagsschule vorgehalten werden. Die Städte 
Detmold und Lage übernehmen in diesem Zusammenhang 
für ihren jeweiligen Standort alle für den Schulträger und 
den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe anfallen-
den Aufgaben. Für den Betrieb der Offenen Ganztagsschu-
le und für die Erhebung der Beiträge gelten an jedem Teil-
standort die ansonsten für die Offene Ganztagsschule in 
Detmold bzw. in Lage geltenden Regeln und Bestimmun-
gen. 
Für das Landesprogramm „Geld oder Stelle“ beantragt die 
Stadt Detmold als Schulträger die maßgeblichen Mittel. Die 
Verteilung der Landesmittel auf die beiden Schulstandorte 
erfolgt grundsätzlich prozentual anhand der jeweiligen 
Schülerzahlen. Aus pädagogischen Gründen und nach Ab-
stimmung zwischen den Städten Detmold und Lage sind 
Abweichungen hiervon möglich  
 

§ 8 
Laufzeit 

 
Diese Vereinbarung beginnt am 01.08.2015 und hat eine 
Laufzeit von fünf Jahren bis zum 31.07.2020. Danach ver-
längert sie sich stillschweigend jeweils um ein Jahr, außer 
sie ist vorher mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten 
zum 31. Juli des Vorjahres von einem der beiden Beteilig-
ten schriftlich gekündigt worden. 
 
Sollte es während der Laufzeit dieser Vereinbarung zu ei-
ner grundlegenden Veränderung des Schulgesetzes oder 
des Gemeindefinanzierungsgesetzes NRW kommen, ist 
bei entsprechendem Bedarf eines der Beteiligten eine neue 
Vereinbarung zu schließen. 
 

§ 9 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung un-
wirksam sein oder unwirksam werden, so berührt dies die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung 
nicht. Die Beteiligten verpflichten sich, unwirksame Best-
immungen durch neue Regelungen in rechtlich zulässiger 
Weise gerecht zu werden. Entsprechendes gilt für etwaige 
in der Vereinbarung enthaltene Regelungslücken. Zur Be-
hebung der Lücken verpflichten sich die Beteiligten, auf ei-
ne Art und Weise hinzuwirken, die dem am nächsten 
kommt, was die Beteiligten nach dem Sinn und Zweck der 
Vereinbarung bestimmt hätten, wenn der Punkt von ihnen 
bedacht worden wäre. 
 
 
 

 
Für die Stadt Detmold  Für die Stadt Lage 
Detmold, den 15.06.2015  Lage, den 15.06.2015 
 
              Gez.              Gez. 
__________________  _________________ 
       Rainer Heller   Christian Liebrecht 
 
I.A. Gez.                 I.V. Gez. 
__________________  _________________ 
       Ilona Oesterhaus  Thorsten Paulussen 
 
Genehmigung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen  
 

• der Stadt Lage und 
• der Stadt Detmold 

 
über die Übernahme der Schulträgerschaft für den Teil-
standort Lage (Albert-Schweitzer-Schule) der Gustav-
Heinemann-Schule Detmold durch die Stadt Detmold wird 
hiermit gemäß § 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 
15.02.2005 in der aktuellen Fassung (GV. NRW. S. 278) in 
Verbindung mit § 24 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01.10.1979 in der aktuel-
len Fassung (GV. NRW. S. 386) im Einvernehmen mit der 
Kommunalaufsicht des Kreises Lippe genehmigt. 
 
Detmold, den 30.06.2015 
Schulamt für den Kreis Lippe 
Im Auftrag 
 
Pili 
 
Bekanntmachung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung vom heutigen Tage 
werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 S. 1 GkG öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Detmold, den 30.06.2015 
Schulamt für den Kreis Lippe 
Im Auftrag 
 
 
Pili 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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239 Vorläufige Anordnung zur Festsetzung des 

Wasserschutzgebietes für den Einzugsbereich 
der Wassergewinnungsanlagen Armkamp und 
Ehrentrup der Stadtwerke Lage GmbH; - Vor-
läufige Anordnung WSG Lage-Armkamp – vom 
06.07.2015 

 
Inhalt:  
§  1 Räumlicher Geltungsbereich   
§  2 Schutz in der Zone III 
§  3  Schutz in der Zone II 
§  4 Schutz in der Zone I 
§  5 Genehmigungen 
§  6 Befreiungen 
§  7 Duldungspflicht 
§  8 Entschädigung 
§  9 Andere Rechtsvorschriften  
§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
§ 11 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Aufgrund der §§ 51 und 52 Abs. 2 des Gesetzes zur Ord-
nung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) - 
WHG – vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15. November 2014 (BGBl. I S. 
1724), des § 14 des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeswassergesetz) – LWG – vom 25. 
Juni 1995 (GV. NRW S. 926), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 05. März 2013 (GV. NRW S. 133) und der §§ 25, 
27, 33 Abs. 2 und 38 des Ordnungsbehördengesetzes - 
OBG - vom 13. Mai 1980 (GV. NRW S. 528), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. 765) 
und der §§ 1 und 4 in Verbindung mit Nr. 20.1. 14 der Zu-
ständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 11. 
Dezember 2007 (GV. NRW S. 662, ber. 2007 S. 155), in 
der jeweils gültigen Fassung ordnet der Kreis Lippe als un-
tere Wasserbehörde an: 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
(1) Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung ist 

beabsichtigt zum Schutz des Grundwassers im Ein-
zugsgebiet der Wassergewinnungsanlagen Armkamp 
und Ehrentrup der Stadtwerke Lage GmbH ein Was-
serschutzgebiet festzusetzen. 

 Die vorläufige Anordnung von Verboten und Geneh-
migungspflichten dient der Sicherung des mit der be-
absichtigten Festsetzung des Wasserschutzgebietes 
verfolgten Zwecks. 

 
(2)  Das zukünftige Wasserschutzgebiet soll sich in die 

weitere Schutzzone (Zone III), die engere Schutzzone 
(Zone II) und in den Fassungsbereich (Zone I) unter-
teilen. 

 
(3)  Das zukünftige Wasserschutzgebiet soll sich auf die 

Gemarkungen Ehrentrup, Müssen und Lage erstre-
cken. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(4)  Über das vorläufig angeordnete Wasserschutzgebiet 

und seine Schutzzonen gibt die als Anlage zu dieser 
Anordnung beigefügte Übersichtskar-
te/Schutzgebietskarte im Maßstab 1 : 10.000 einen 
Überblick und weist im Einzelnen die genaue Abgren-
zung des Wasserschutzgebietes und seiner Schutz-
zonen aus. Farbig eingetragen sind die 

Zone III  gelb, 
Zone II  grün, 
Zone I  rot. 

 
Die Übersichts-/Schutzgebietskarte ist Bestandteil 
dieser Anordnung. 

 
Die Anordnung und die Übersichts-
/Schutzgebietskarte liegen vom Tage des Inkrafttre-
tens an für jedermanns Einsicht während der Dienst-
stunden aus: 

  
 1. beim Landrat des Kreises Lippe, Felix-

Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold 
  -untere Wasserbehörde- 
  
 2. beim Bürgermeister der Stadt Lage, Lan-

ge Straße 72, 32791 Lage 
 

§ 2 
Schutz in der Zone III 

 
(1)  In der Zone III sind genehmigungspflichtig 
  
 1.  das Errichten oder wesentliche Verändern von 
   
  a)  baulichen Anlagen außerhalb geschlossener 

Wohnsiedlungen zum dauernden   Auf-
enthalt von Menschen oder von Tieren, 

  b)  gewerblichen oder anderen Anlagen, in denen 
wassergefährdende Stoffe -  

   wassergefährdende Stoffe sind feste, flüssige 
und gasförmige Stoffe, die geeignet   sind, 
dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Aus-
maß nachteilige    Veränderun-
gen der Wasserbeschaffenheit herbeizuführen. Sie 
werden in einer   Rechtsverordnung nä-
her bestimmt und entsprechend ihrer Gefährlichkeit 
   eingestuft (§ 62 WHG) - 

   anfallen, 
  c)  sonstigen gewerblichen Anlagen jeder Art, 
  d)  Friedhöfen, 
  e) Flugplätzen, militärischen Anlagen oder 

Übungsplätzen, 
  f)  Kläranlagen einschließlich Hauskläranlagen 

oder Sammelgruben für flüssige   Ab-
fallstoffe, 

  g)  Zelt-, Camping- oder Sportplätzen, Badean-
stalten, 

  h)  Straßen, befestigten Wegen, Plätzen, Park- 
oder Einstelleinrichtungen, 

 
 2. das Lagern oder Ansammeln wassergefährdender 

Stoffe im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr.  1b dieser An-
ordnung, insbesondere von Ölen, Teeren, Phenolen, 
Giften,  Industriesalzen oder Chemikalien - so-
weit nicht nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 dieser  Anordnung 
verboten -,  

  ausgenommen das Lagern oder Ansammeln 
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  a)  flüssiger Stoffe (Rohöle, Benzine usw.) in Be-

hältern mit einem Fassungsvermögen   bis zu 
300 l und mit Vorrichtungen, die ein oberflächiges Ab-
fließen oder ein    Eindringen in 
den Untergrund verhindern, 

  b)  fester Stoffe (Industriesalze, Chemikalien 
usw.) in geschlossenen Räumen oder in  
 verschlossenen Gefäßen,  

 
  ferner ausgenommen das Verwenden chemischer 

Auftaumittel für den Winterdienst  auf öffentli-
chen Straßen, Wegen oder Plätzen, 

 
 3.  das Durchführen militärischer Übungen 
 
 4.  das Bewässern landwirtschaftlich oder gärtnerisch 

genutzter Flächen durch  Verrieseln oder Verreg-
nen von Abwasser einschließlich Gülle oder Jauche, 

  ausgenommen  zum Zwecke der Düngung unter 
Zugrundelegung der z.Zt. geltenden      gesetzlichen 
Vorgaben und der guten fachlichen Praxis 

 
 5. das Einleiten oder Versenken von Kühlwasser und 

verschmutztes  Niederschlagswasser in den Un-
tergrund, in das Grundwasser oder in oberirdische 
 Gewässer, Gräben oder Mulden,  

 
 6. Bodeneingriffe - ausgenommen Bohrungen – von 

mehr als 3 m unter Gelände oder  durch die das 
Grundwasser dauernd oder zu Zeiten hoher Grund-
wasserstände  freigelegt wird, z.B. Gruben zur 
Stein-, Sand-, Kies- oder Tongewinnung,  Aus-
grabungen oder Ausschachtungen, 

 
 7.  Bohrungen von mehr als 3 m unter Gelände, 
 
 7.  das Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern, Ab-

leiten oder Aufstauen von Grund-  oder Oberflä-
chenwasser, ausgenommen erlaubnis- oder bewilli-
gungsfreie  Benutzungen, 

  
(2)  In der Zone III sind verboten 
 
 1.  das Errichten oder wesentliche Verändern von 

baulichen Anlagen zum dauernden  Aufenthalt 
 
  a)  für Menschen innerhalb geschlossener Wohn-

siedlungen ohne Anschluss an eine   zent-
rale Kanalisation oder außerhalb geschlossener 
Wohnsiedlungen ohne    An-
schluss an genehmigte Abwasserbeseitigungsanla-
gen (z.B. Kleinkläranlagen   nach DIN 4261 
usw.), 

 b)  für Tiere ohne Anschluss an Anlagen zum 
Sammeln, Lagern und Abfüllen von  
Jauche, Gülle und Silagesickersäften 

 
 2.  das Lagern oder Ansammeln wassergefährdender 

Stoffe im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr.  1b dieser An-
ordnung in unterirdischen Behältern von insgesamt 
mehr als 300 l  Fassungsvermögen 

  ausgenommen in Behältern mit zusätzlichen Si-
cherungsanlagen. 

 
 3.  das Ablagern von wassergefährdenden Stoffen im 

Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1b dieser  Anordnung, 
z.B. von Ölen, Teeren, Phenolen, Giften, Industriesal-
zen oder  Chemikalien, 

 
 4.  das Errichten oder Betreiben von Anlagen zur 

schadlosen Beseitigung von  Abfallstoffen jeder Art,  
  ausgenommen Abfallverbrennungsanlagen, 
 
 5.  das Vergraben, Verkippen, Lagern oder Ablagern 

von Tierleichen oder Abfallstoffen,  insbesondere 
von Müll, Schutt oder Fäkalien, 

 
 6.  das Errichten oder wesentliche Verändern von 

Rohrleitungsanlagen zum Befördern  wassergefähr-
dender Stoffe i.S. von § 2 Abs. 1 Nr. 1b dieser Anord-
nung, 

 
 7.  Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln auf 

Freilandflächen,  
  - Freilandflächen sind nicht durch Gebäude oder 

Überdachungen ständig abgedeckte  Flächen, un-
abhängig von ihrer Beschaffenheit oder Nutzung. Da-
zu gehören auch  Verkehrsflächen jeglicher Art wie 
Gleisanlagen, Straßen-, Wege-, Hof- und  Be-
triebsflächen sowie sonstige durch Tiefbaumaßnahme 
veränderte Landflächen - 

  ausgenommen  
• Anwendung auf Freilandflächen, nur soweit 

diese landwirtschaftlich oder forstwirtschaft-
lich bzw. gärtnerisch genutzt werden unter 
Zugrundelegung der z.Zt. geltenden gesetz-
lichen Vorgaben und der guten fachlichen 
Praxis  

• Anwendung in Haus- und Kleingärten nur auf 
kleingärtnerisch genutzten Flächen und nur 
mit wie folgt gekennzeichneten Mitteln: „An-
wendung in Haus- und Kleingartenbereich 
zulässig“ 

• Anwendung auf anderen Freilandflächen, ins-
besondere Verkehrsflächen, sofern Gründe 
der Verkehrs- und Betriebssicherheit, der 
Funktionsfähigkeit des Korrosions-, Brand-, 
oder Explosionsschutzes baulicher Anlagen 
oder gelagerter Materialien, der militärischen 
Sicherheit die Anwendung erfordern 

  
 8.  das Errichten von ortsfesten Dungstellen oder 

ortsfesten Gärfutteranlagen außerhalb  von genehmig-
ten Anlagen zum Sammeln, Lagern und Abfüllen von 
Jauche, Gülle  und Silagesickersäften 

 
 9.  das Versenken oder Einleiten von Jauche oder 

Gülle in den Untergrund, in das  Grundwasser 
oder in oberirdische Gewässer, Gräben oder Mulden, 

 
§ 3 

Schutz in der Zone II 
 
(1)  In der Zone II sind genehmigungspflichtig 
 
 1.  das Errichten oder wesentliche Verändern von 
   
  a)  Straßen, befestigten Wegen, Plätzen, Park- 

oder Einstelleinrichtungen, 
  b)  Kanalisationsanlagen, 
  c)  Hauskläranlagen oder Sammelgruben für flüs-

sige Abfallstoffe für vorhandene   bauli-
che Anlagen, 

  d)  Gartenbaubetrieben oder deren Anlagen, 
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  e)  sonstigen baulichen Anlagen jeder Art, soweit 

sie nicht nach anderen    
 Bestimmungen dieser Anordnung bereits geneh-
migungspflichtig oder verboten   sind, 

 
 2.  das Errichten von Gärfutteranlagen, Dungstellen 

oder Gärfuttermieten, soweit diese  nicht nach § 3 
Abs. 2 Nr. 1h dieser Anordnung verboten sind, 

 
 3.  Bodeneingriffe - ausgenommen Bohrungen - von 

1 m bis 3 m unter Gelände, z.B.  Gruben zur 
Stein-, Sand-, Kies- oder Tongewinnung, Ausgrabun-
gen oder  Ausschachtungen, soweit sie nicht nach 
§ 3 Abs. 2 Nr. 9 dieser Anordnung verboten  sind, 

 
 4.  Bohrungen von mehr als 1 m unter Gelände, 
 
 5.  Sprengungen, 
 
 6.  das Anlegen von Gräben, die Wasser von außer-

halb der Schutzzonen I oder II  erhalten, 
  
(2)  In der Zone II sind verboten 
 
 1.  das Errichten oder wesentliche Verändern von 
 
  a)  baulichen Anlagen zum dauernden Aufenthalt 

von Menschen oder von Tieren, 
  b)  gewerblichen Anlagen jeder Art, 
  c)  Friedhöfen, 
  d)  Flugplätzen, militärischen Anlagen oder 

Übungsplätzen, 
  e)  Kläranlagen, ausgenommen Hauskläranlagen 

oder Sammelgruben für flüssige   Ab-
fallstoffe für vorhandene bauliche Anlagen, 

  f)  Zelt-, Camping- oder Sportplätzen, Badean-
stalten, 

  g)  Rohrleitungen zum Befördern wassergefähr-
dender Stoffe im Sinne des § 2 Abs. 1   Nr. 1b 
dieser Anordnung (Rohöle, Benzine usw.), 

  h)  ortsfesten Dungstellen oder ortsfesten Gärfut-
teranlagen außerhalb von    ge-
nehmigten Anlagen zum Sammeln, Lagern und Abfül-
len von Jauche, Gülle und   Silagesicker-
säften 

 
 2.  das Lagern, Ansammeln oder Ablagern von was-

sergefährdenden Stoffen im Sinne  von § 2 Abs. 1 
Nr. 1b dieser Anordnung, z.B. von Ölen, Teeren, 
Phenolen, Giften,  Industriesalzen oder Chemika-
lien, 

  ausgenommen das Verwenden für den Winter-
dienst auf öffentlichen Straßen, Wegen  oder 
Plätzen, 

 
 3.  der Transport wassergefährdender Stoffe im Sin-

ne des § 2 Abs. 1 Nr. 1b dieser  Anordnung in 
Anlagen von insgesamt mehr als 3000 l Fassungs-
vermögen, 

 
 4.  das Errichten oder Betreiben von Anlagen zur 

schadlosen Beseitigung von  Abfallstoffen jeder Art, 
 
 5.  das Vergraben, Verkippen, Lagern oder Ablagern 

von Tierleichen oder Abfallstoffen,  insbesondere 
von Müll, Schutt oder Fäkalien, 

 
 

 
 6.  Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln auf 

Freilandflächen im Sinne vom § 2  Abs. 2 Nr. 7 
dieser Anordnung 

  ausgenommen  
• Anwendung auf Freilandflächen, nur soweit 

diese landwirtschaftlich oder forstwirtschaft-
lich bzw. gärtnerisch genutzt werden unter 
Zugrundelegung der z.Zt. geltenden gesetz-
lichen Vorgaben und der guten fachlichen 
Praxis 

 
 7.  das Bewässern landwirtschaftlich oder gärtnerisch 

genutzter Flächen durch  Verrieseln oder Verreg-
nen von Abwasser, Gülle oder Jauche 

  ausgenommen zum Zwecke der Düngung unter 
Zugrundelegung der z.Zt. geltenden  gesetzlichen 
Vorgaben und der guten fachlichen Praxis 

 
 8.  das Einleiten oder Versenken von Kühl- oder Ab-

wasser, Jauche oder Gülle in den  Untergrund, in 
das Grundwasser oder in oberirdische Gewässer, 
Gräben oder  Mulden, 

 
 9.  Bodeneingriffe - ausgenommen Bohrungen - von 

mehr als 3 m unter Gelände oder  durch die das 
Grundwasser dauernd oder zu Zeiten hoher Grund-
wasserstände  freigelegt wird, z.B. Gruben zur 
Stein-, Sand-, Kies- oder Tongewinnung,  Aus-
grabungen oder Ausschachtungen. 

 
 10. das Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern, Ab-

leiten oder Aufstauen von Grund-   oder Oberflä-
chenwasser, 

    ausgenommen erlaubnis- oder bewilligungsfreie 
Benutzungen 

 
 11. das Durchführen militärischer Übungen, 
 

§ 4 
Schutz in der Zone I 

 
(1)  In der Zone I sind genehmigungspflichtig 
 
 1.  jedes Verändern der Bodenoberfläche, 
 2.  jedes Verändern der Wassergewinnungs- oder 

Versorgungsanlagen. 
 
(2) In der Zone I sind alle außer den in Abs. 1 genannten 

genehmigungspflichtigen Handlungen verboten, die 
nicht dem ordnungsgemäßen Betrieb, der Wartung 
oder Unterhaltung der Wassergewinnungsanlagen 
oder des Wasserwerks oder der behördlichen Über-
wachung der Wasserversorgung bzw. der Ausübung 
der Gewässeraufsicht dienen. 

 
(3)  Das Betreten der Zone I ist nur den Personen gestat-

tet, die im Interesse der öffentlichen Wasserversor-
gung handeln oder mit behördlichen Überwachungs-
aufgaben betraut sind. 
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§ 5 

Genehmigungen 
 
(1)  Über die Genehmigungen nach § 2 Abs.1, § 3 Abs.1 

und § 4 Abs.1 entscheidet die untere Wasserbehörde 
des Kreises Lippe. Einer besonderen Genehmigung 
nach den Vorschriften dieser Verordnung bedarf es 
nicht für Handlungen, die nach anderen Bestimmun-
gen einer Erlaubnis, Bewilligung, Genehmigung, berg-
rechtlichen Betriebsplanzulassung oder sonstigen be-
hördlichen Zulassung mit Konzentrationswirkung be-
dürfen. Entscheidungen anderer als nach Wasser-
recht zuständiger Behörden, die sich auf das Wasser-
schutzgebiet beziehen, ergehen im Einvernehmen mit 
der nach Wasserrecht zuständigen Behörde, es sei 
denn, die Entscheidung ergeht im Planfeststellungs-
verfahren (§ 14 Abs. 4 LWG) 

 
(2)  Dem Genehmigungsantrag sind Unterlagen in 4-

facher Ausfertigung wie Beschreibung, Pläne, Zeich-
nungen und Nachweisungen beizufügen, soweit diese 
zur Beurteilung des Antrages erforderlich sind. Anträ-
ge, die mangelhaft sind oder ohne ausreichende Un-
terlagen gestellt werden, können ohne weiteres zu-
rückgewiesen werden, wenn der Antragsteller die ihm 
mitgeteilten Mängel innerhalb der ihm gesetzten Frist 
nicht behebt. Der Antragsteller ist auf diese Folgen 
hinzuweisen. 

 
(3)  Die untere Wasserbehörde beteiligt das Wasserwerk 

und holt vor ihrer Entscheidung dessen Stellungnah-
me ein. Bei fachspezifischen Fragen können ggf. 
auch Fachbehörden oder andere Stellen beteiligt 
werden. Sind Betriebe betroffen, die der Bergaufsicht 
unterliegen, ist die zuständige Bergbehörde zu hören. 

 
(4)  Die Genehmigung kann mit Bedingungen und Aufla-

gen versehen und befristet werden. Sie kann zurück-
genommen oder nachträglich mit zusätzlichen Anfor-
derungen versehen oder weiteren Einschränkungen 
unterworfen werden, soweit es das Interesse der öf-
fentlichen Wasserversorgung gebietet, das Grund-
wasser im Rahmen dieser Anordnung vor nachteiligen 
Einwirkungen zu schützen, die bei Erteilung der Ge-
nehmigung nicht voraussehbar waren. Die Vorschrif-
ten des allgemeinen Ordnungsrechts bleiben unbe-
rührt. 

 
(5)  Die Genehmigung darf nur erteilt werden, soweit eine 

Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung nicht 
zu besorgen ist oder durch Auflagen bzw. Bedingun-
gen verhütet werden kann. 

 
(6)  Die Entscheidung ist dem Antragsteller zuzusenden. 

Sie ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen 
und allen Beteiligten zu übersenden. 

 
§ 6 

Befreiungen 
 
(1)  Die untere Wasserbehörde kann auf Antrag von den 

Verboten dieser Anordnung – ausgenommen vom 
Verbot nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 dieser Anordnung - Be-
freiung erteilen, wenn 

 
 1.  Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abwei-

chung erfordern oder 
  

 
 2.  das Verbot zu einer offenbar nicht beabsichtigten 

Härte führt und die Abweichung mit  den Belangen 
des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere des 
Grundwasserschutzes  im Sinne dieser Ver-
ordnung vereinbar ist. 

 
(2)  Dem Wasserwerk kann auf Antrag von der unteren 

Wasserbehörde Befreiung von den Genehmigungs-
pflichten und Verboten dieser Anordnung erteilt wer-
den, soweit dies zum Betrieb der Wassergewinnungs- 
und -versorgungsanlagen erforderlich und mit den Be-
langen des Wohls der Allgemeinheit vereinbar ist. 

 
(3)  Für die Erteilung der Befreiung gelten die Vorschriften 

des § 5 entsprechend. 
 

§ 7 
Duldungspflicht 

 
(1)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken im Wasserschutzgebiet haben die 
wasserbehördliche Überwachung des Wasserschutz-
gebietes, insbesondere die Befolgung der Vorschrif-
ten dieser Anordnung und der nach ihr getroffenen 
Anordnungen sowie die Beobachtung des Gewässers 
und des Bodens §§ 52 Abs. 1 Nr. 2c. und 101 WHG 
sowie §§ 14 Abs. 1 und 167 Abs. 2 LWG zu dulden. 

 
(2)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben zu 

dulden, dass rechtmäßig erstellte bestehende Anla-
gen und sonstige Einrichtungen an die Vorschriften 
der Anordnung angepasst oder beseitigt werden. Sie 
haben ferner zu dulden, dass Hinweis-, Warn-, Ge-
bots- und Verbotszeichen aufgestellt, unterhalten o-
der beseitigt werden. 

 
(3)  Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken in den Schutzzonen I bis III sind dar-
über hinaus verpflichtet, zu dulden 

 
 1.  die Errichtung oder Unterhaltung von Anlagen zur 

Sicherung gegen  Überschwemmungen, 
 
 2.  Erdaufschüttungen oder das Auffüllen von Vertie-

fungen der Erdoberfläche  (Bohrungen, Mulden 
u.a.), 

 
 3.  die Anlage oder den Betrieb von Grundwasserbe-

obachtungsbrunnen. 
 
(4)  Die zuständige Wasserbehörde ordnet gegenüber 

den betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberech-
tigten die gemäß Abs. 2 und 3 zu duldenden Maß-
nahmen durch schriftlichen Bescheid an. Der Be-
scheid ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu verse-
hen und dem Duldungspflichtigen sowie dem Was-
serwerk zuzustellen. 

 
§ 8 

Entschädigung 
 
Stellt die Anordnung eine Enteignung dar, so befindet die 
obere Wasserbehörde auf Antrag des Betroffenen über die 
Entschädigung gem. §§ 52 Abs. 4, 96 - 99 WHG. 
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§ 9 

Andere Rechtsvorschriften 
 
Die in der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe – 
VAwS – vom 20. März 2004 (GV. NRW S. 274), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2012 (GV. NRW 
S. 674), und in anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Anzeige-, Genehmigungs- oder anderen behördlichen Zu-
lassungspflichten, Beschränkungen und Verbote bleiben 
unberührt. 
 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 103 Abs. 1 Nr. 7a, 8 

WHG, § 161 Abs. 1 Nr. 2 LWG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig eine nach § 2 Abs.1, § 3 Abs.1 
oder § 4 Abs.1 dieser Anordnung genehmigungs-
pflichtige Handlung ohne die Genehmigung nach § 5 
vornimmt. 

 
(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 103 Abs. 1 Nr. 7a, 8 

WHG, § 161 Abs. 1 Nr. 2 LWG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig eine nach dieser Anordnung ver-
botene Handlung ohne die Befreiung nach § 6 vor-
nimmt. 

 
(3)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 103 Absatz 2 

WHG, § 161 Abs. 4 LWG mit einer Geldbuße bis zu 
50 000,– € geahndet werden. 

 
§ 11 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Vorläufige Anordnung tritt am 31. Juli 2015 in Kraft.  
Sie tritt mit dem Inkrafttreten der Wasserschutzgebietsver-
ordnung außer Kraft, mit der nach § 51 Abs. 1 WHG end-
gültig das Wasserschutzgebiet festgesetzt wird, spätestens 
jedoch nach Ablauf von drei Jahren. Wenn besondere Um-
stände es erfordern, kann die Frist um 
höchstens ein weiteres Jahr verlängert werden. 
 
Az.: 66 38 24/32 
 
Detmold, den 06.07.2015 
Kreis Lippe 
- Untere Wasserbehörde -  
 
Im Auftrag 
gez. 
 
 
Lockstedt 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
240 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen; 1. 

Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt 
Bad Salzuflen über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für die Inanspruchnahme von Kin-
dertageseinrichtungen, Kindertagespflege und 
den Besuch der Offenen Ganztagsschule im 
Primarbereich vom 24.06.2015 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
S. 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.02.2015 
(GV. NRW. S. 208),  
§ 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) – 
Kinder- und Jugendhilfe in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert 
durch Art. 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 21.01.2015 (BGBl. I 
S. 10), 
der §§ 5 und 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und För-
derung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Vier-
tes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes – SGB VIII – vom 30.10.2007 (GV. NRW. S.462), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Ände-
rung des Kinderbildungsgesetzes und weiterer Gesetze 
vom 17.06.2014 (GV. NRW. S.335) und § 9 Abs. 3 Schul-
gesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz 
NRW – SchulG) vom 15.02.2005, zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Kinderbildungs-
gesetzes und weiterer Gesetze vom 17.06.2014 (GV. 
NRW. S.335) 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
24.06.2015 folgende Satzung zur Änderung der Satzung 
der Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung von Elternbei-
trägen für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege und den Besuch der Offenen 
Ganztagsschule im Primarbereich vom 01.10.2014 be-
schlossen: 
 

§ 1 
§ 3 Abs. 4 Satz 3  wird gestrichen. 
 

§ 2 
Die Änderungssatzung tritt am 01.08.2015 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Satzung der 
Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflege und den Besuch der Offenen Ganztags-
schule im Primarbereich vom 24.06.2015 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 25.06.2015 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Stadt Barntrup 
 
241 2. Änderung der Satzung der Stadt Barntrup 

über die Erhebung von Elternbeiträgen für den 
Besuch der Offenen Ganztagsschule (OGS) 
vom 08.07.2011 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
Seite 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 
(GV. NRW Seite 878), § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15.02.2005 (GV. NRW. Seite 102), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2014 (GV. NRW. 
Seite 336), § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und För-
derung von Kindern vom 30.10.2007 (GV. NRW. Seite 
462), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2014 
(GV.NRW Seite 336  und § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch 
VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 
(BGBl. I Seite 2022), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.08.2013 (BGBl. I Seite 3464) hat der Rat der Stadt 
Barntrup in seiner Sitzung am 23.06.2015 folgende 2. Än-
derungssatzung der Satzung der Stadt Barntrup über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch der Offenen 
Ganztagsschule (OGS) beschlossen: 
 
Die Satzung der Stadt Barntrup über die Erhebung von El-
ternbeiträgen für den Besuch der Offenen Ganztagsschule 
(OGS)  wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Beitragshöhe 
 
Absatz 2, letzter Satz (Neufassung) 
 
Der Elternbeitrag beträgt maximal 170,00 € pro Monat und 
Kind. 
 
Absatz 5 (Neufassung) 
 
Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Perso-
nen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle der Eltern treten 
die Offene Ganztagsschule der Stadt Barntrup, so entfallen 
die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. 
 
Inkrafttreten  
 
Diese  2. Änderungssatzung der Satzung der Stadt Barn-
trup über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch 
der Offenen Ganztagsschule (OGS) tritt am 01.08.2015 in 
Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende 2. Änderung der Satzung der Stadt Barn-
trup über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch 
der Offenen Ganztagsschule (OGS) vom 23.06.2015     
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
und  Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-
der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Barntrup, den 24.06.2015 
 
 
Jürgen Schell 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
 
 
 
242 Satzung über die Erhebung von Elternbeiträ-

gen für den Besuch der Vor- und Übermittags-
betreuung im Primarbereich 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
Seite 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 
(GV. NRW Seite 878), § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15.02.2005 (GV. NRW. Seite 102), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2014 (GV. NRW. 
Seite 336), § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und För-
derung von Kindern vom 30.10.2007 (GV. NRW. Seite 
462), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2014 
(GV.NRW Seite 336  und § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch 
VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 
(BGBl. I Seite 2022), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.08.2013 (BGBl. I Seite 3464) hat der Rat der Stadt 
Barntrup in seiner Sitzung am 23.06.2015 folgende Sat-
zung über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Be-
such der Vor- und Übermittagsbetreuung im Primarbereich 
beschlossen: 
 
§ 1 
Geltungsbereich 
 
Diese Satzung gilt für die Erhebung von Elternbeiträgen als 
öffentlich-rechtliche Beiträge für die Inanspruchnahme der 
Vor- und Übermittagsbetreuung an der von-Haxthausen-
Schule, Grundschulverbund Barntrup/Alverdissen, Haupt-
standort Barntrup. 
 
§ 2 
Vor- und Übermittagsbetreuung im Primarbereich 
 
1) Die Vor- und Übermittagsbetreuung im Primarbereich 
bietet zusätzlich zum planmäßigen Unterricht an den Unter-
richtstagen eine pädagogische Betreuung in der Zeit von 
7.00 – 08.15 Uhr und von 11.00 – 13.00 Uhr. Die Betreu-
ung erfolgt nicht in den Schulferien und an unterrichtsfreien 
Tagen. 
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2) Die Betreuung ist eine Schulveranstaltung, für die der 
Schulleiter die Gesamtverantwortung trägt. Es gilt das 
SchulG in seiner jeweils gültigen Fassung, sowie die Richt-
linien für die Grundschulen in Nordrhein-Westfalen und die 
entsprechenden Ministerialerlasse. 
 
§ 3 
Teilnahme 
 
1) Es werden nur Kinder aufgenommen, soweit freie Plätze 
vorhanden sind. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. 
Über die Aufnahme entscheidet der Schulträger im Be-
nehmen mit der Schulleiterin/dem Schulleiter und dem Trä-
ger der Betreuungsmaßnahme. 
 
2) Die Anmeldung eines Kindes zur Vor- und Übermittags-
betreuung bindet für die Dauer eines Schuljahres (01.08. – 
31.07.) 
  
§ 4 
Abmeldung, Ausschluss 
 
1) Eine vorzeitige Abmeldung eines Kindes durch die Er-
ziehungsberechtigten ist mit einer Frist von einem Monat 
jeweils zum 1. eines Monats möglich bei: 
 
a) Änderung hinsichtlich der Personensorge für das Kind 
b) Wechsel der Schule  
 
2) Ein Kind kann vom Schulträger von der Teilnahme an 
der Vor- und Übermittagsbetreuung ausgeschlossen wer-
den, insbesondere wenn 
 
a) die Erziehungsberechtigten ihrer Gebührenpflicht nicht 
nachkommen, 
b) das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht 
zulässt, 
c) die erforderliche Zusammenarbeit mit den Erziehungsbe-
rechtigten von diesen nicht mehr ermöglicht wird, 
d) die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig 
waren bzw. sind.  
 
§ 5 
Gebührenmaßstab und Gebührensätze 
 
1) Für die Teilnahme an der Vor- und Übermittagsbetreu-
ung wird ein Beitrag von 660,00 € pro Schuljahr erhoben, 
zahlbar in 11 monatlichen Beiträgen (01.08.-30.06.) von 
60,00 €. Die Elternbeiträge werden vom Schulträger fest-
gesetzt und erhoben. Über die Höhe und Fälligkeit wird den 
Beitragspflichtigen ein schriftlicher Bescheid erteilt.  
 
2) Bei Erkrankung des Kindes von mindestens vier Wochen 
werden entsprechende Gebühren-anteile auf schriftlichen 
Antrag erstattet. Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten 
nach Beginn der Erkrankung beim Schulverwaltungsamt 
der Stadt Barntrup zu stellen. 
 
3) Bei vorübergehenden Unterbrechungen oder Einschrän-
kungen der Vor- und Übermittagsbetreuung, die von der 
Stadt Barntrup nicht zu vertreten sind, die insbesondere 
durch Betriebs-störungen, Naturereignissen u.ä. verursacht 
werden, haben die Gebührenpflichtigen keinen Anspruch 
auf Gebührenminderung. Finden aus den genannten Grün-
den die Angebote länger als einen Monat ununterbrochen 
gar nicht statt, werden entsprechende Gebührenanteile auf 
schriftlichen Antrag der Gebührenpflichtigen erstattet.  
 

 
Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Beginn der 
Unterbrechung beim Schulverwaltungsamt zu stellen.  
 
§ 6 
Gebührenpflicht, Fälligkeit 
 
1) Gebührenpflichtig sind die Erziehungsberechtigten des 
Kindes. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 
 
2) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Aufnahme des Kin-
des in die Vor- und Übermittagsbetreuung. Wird ein Kind 
im laufenden Schuljahr aufgenommen oder verlässt ein 
Kind im laufenden Schuljahr die Vor- und Übermittagsbe-
treuung infolge von Abmeldung oder Ausschluss nach § 4, 
ist die Gebühr anteilig zu zahlen. 
  
3) Die Gebühren werden zum 1. eines jeden Monats fällig. 
Ergehen Gebührenbescheide  au-ßerhalb der Veranla-
gung, sind die darin erstmals oder neu festgesetzten Be-
träge innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Ver-
anlagungsbescheides zu entrichten. Soweit sich die Fest-
setzung auf spätere Fälligkeitstermine erstreckt, verbleibt 
es bei den Regelungen des Satzes 1. 
 
§ 7 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen 
die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Veröffentlichung dieser Satzung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet, 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Barntrup vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 
Barntrup, den 24.06.2015 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Jürgen Schell 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Stadt Blomberg 
 
243 Satzung zur 1. Änderung der Betriebssatzung 

der Stadt Blomberg für den Eigenbetrieb Stadt-
forst Blomberg vom 16.12.2005 vom 26.06.2015 

 
Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (EigVO) jeweils in der zur Zeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Stadt Blomberg in seiner Sitzung am 
25.06.2015 folgende Satzung zur 1. Änderung der Be-
triebssatzung der Stadt Blomberg für den Eigenbetrieb 
Stadtforst Blomberg vom 16.12.2005 beschlossen:  
 
§ 3 "Betriebsleitung" (Absatz 1) erhält folgende Fassung: 
(1) Zur Leitung des Stadtforstes werden vom Rat der Stadt 

Blomberg ein Betriebsleiter und ein stellvertretender 
Betriebsleiter bestellt. Erster Betriebsleiter ist der Bei-
geordnete der Stadt. Seine Stimme gibt den Ausschlag 
bei Stimmengleichheit.  

 
§ 17 "Inkrafttreten" (Absatz 1) erhält folgende Fassung: 
(1) Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Betriebs-

satzung der Stadt Blomberg für den Eigenbetrieb Stadt-
forst Blomberg vom 16.12.2005 tritt mit Wirkung vom 
01.07.2015 in Kraft.  

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende  Satzung zur 1. Änderung der Betriebs-
satzung der Stadt Blomberg für den Eigenbetrieb Stadtforst 
Blomberg vom 16.12.2005 wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de / Verwaltung / öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar.  
 
Blomberg, den 26.06.2015 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
 
 
 

 
244 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr.  10/02b 

des Ortsteiles Herrentrup  der Stadt Blomberg, 
hier: Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 25. 
Juni 2015 gem. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der zurzeit gültigen 
Fassung i.V.m. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der z.Zt. 
gültigen Fassung die Änderung des Bebauungsplanes 
10/02b der Stadt Blomberg einschließlich Begründung als 
Satzung beschlossen. Die Lage des Bebauungsplangebie-
tes ist dem beigefügten Übersichtsplan zu entnehmen. Mit 
Vollzug dieser Bekanntmachung wird die Änderung des 
Bebauungsplanes 10/02b der Stadt Blomberg rechtsver-
bindlich. 
 
Der Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung im 
Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der Stadt 
Blomberg, Marktplatz 2, I. Obergeschoß, 32825 Blomberg, 
vom Tage dieser Bekanntmachung an während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Je-
dermann kann Auskunft über den Inhalt des Bebauungs-
planes einschließlich Begründung verlangen. 
Die Bekanntmachung ist ebenfalls auf der Internetseite der 
Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einsehbar. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbeacht-
lich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde schrift-
lich geltend gemacht worden ist. 

 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr.3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs.4 des Baugesetzbuches über die Entschädigungen 
von durch den Bebauungsplan eingetretenen Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 
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a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 29. Juni 2015 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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245 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/29 

"Gewerbegebiet östlich des Flachsmarktes" 
und 6. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Blomberg im Parallelverfahren,  

 hier: Änderungsbeschluss und Beschluss zur 
frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbe-
teiligung 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 3. April 2014 die 
5. Änderung des Bebauungsplanes 01/29 und die 6. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes beschlossen.  
 
Dieses Änderungsverfahren umfasst die Erweiterung der 
überbaubaren Fläche, die Verlagerung von Grünflächen 
und des Regenrückhaltebeckens östlich und südöstlich der 
Phoenix-Contact-Allee sowie die Ausweisung der mit den 
baulichen Maßnahmen verbundenen naturschutzfachlichen 
Kompensationsflächen und Maßnahmen. 
 
Die Lage des Änderungsbereiches ist dem beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen. 
 
Ferner wurde in der Sitzung beschlossen, das erforderliche 
Beteiligungsverfahren durchzuführen. 
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 Abs. 
1 BauGB bekannt gemacht, dass der Vorentwurf des Pla-
nes einschließlich Begründung in der Zeit vom 
 
3. August bis zum 2. September 2015 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht wer-
den.  
 
Es wird gem. § 3 Abs. 1 BauGB auch darauf hingewiesen, 
dass Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit im Sin-
ne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB sind. 
 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einseh-
bar. 
 
Blomberg, den 17. Juni 2015 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Stadt Detmold 
 
246 3. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt 

Detmold über die Durchführung des Wochen-
marktes, der Frühjahrskirmes, des Bruchmark-
tes, der Zwetschgenkirmes und der Andreas-
messe vom 17.05.1999 vom 26.06.2015 

 
Aufgrund des § 7 i.V.m. § 41 der Gemeindeordnung des 
Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV NRW 
2023) und der §§ 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetzes 
für das Lands Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610) in den jeweils gül-
tigen Fassungen hat der Rat der Stadt Detmold in seiner 
Sitzung am 25.06.2015 folgende Änderungssatzung be-
schlossen: 
 

Artikel 1 
Ziffer II Nr. 2 der Anlage zur Satzung der Stadt Detmold 
über die Durchführung des Wochenmarktes, der Frühjahrs-
kirmes, des Bruchmarktes, der Zwetschgenkirmes und der 
Andreasmesse enthält folgende Fassung: 
 
„2.  Zeit: Freitag bis einschließlich Montag über den ersten 

Samstag im April. Sollte der erste Samstag auf 
Karsamstag fallen eine Woche später.“ 

 
Artikel 2 

Diese Änderungssatzung tritt eine Woche nach ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung im Kreisblatt (Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden) in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Änderungssatzung zur „Satzung der Stadt 
Detmold über die Durchführung des Wochenmarktes, der 
Frühjahrskirmes, des Bruchmarktes, der Zwetschgenkir-
mes und der Andreasmesse vom 17.05.1999“ wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 26.06.2015 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 

 
247 Satzung gemäß § 86 BauO NRW (Gestaltungs-

satzung) in der ehemaligen Britensiedlung - 
Bereich Immelmannstraße vom 26.06.2015 

 
Der Rat der Stadt Detmold hat in seiner Sitzung am 25. Ju-
ni 2015 aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt 
durch Gesetz vom 03. Februar 2015 (GV. NRW. S. 208) 
geändert worden ist und des § 86 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 
der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01. März 
2000 (GV. NRW. S. 256), die zuletzt durch Gesetz vom 20. 
Mai 2014 (GV. NRW. S. 294) geändert worden ist, folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 – Räumlicher Geltungsbereich 
 
(1) Diese Satzung gilt für alle baulichen Anlagen und die 

sie umgebenden Grün- und Freiflächen. Die Satzung 
bezieht sich auf die ehemalige Siedlung der Angehöri-
gen der britischen Streitkräfte im Bereich Immelmann-
straße, Monikaweg, Gerdaweg, Sentaweg und Christa-
weg. Die formulierten besonderen Gestaltungsanforde-
rungen gelten für alle Gebäude, baulichen Anlagen so-
wie Grün- und Freiflächen, unabhängig von einer be-
stehenden Genehmigungspflicht. 

 
(2) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist dem 

beigefügten Übersichtsplan (Anlage 1) zu entnehmen. 
Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser Satzung. 

 
 

§ 2 – Sachlicher Geltungsbereich 
 
Im Geltungsbereich dieser Satzung wird für Werbeanlagen 
und Warenautomaten, die laut BauO NRW genehmigungs-
frei sind, eine Genehmigungspflicht eingeführt.  
 

§ 3 – Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
 
(1) Bauliche Anlagen (Anbauten, Erweiterungen, Neubau-

ten) müssen im Geltungsbereich dieser Satzung so ge-
staltet sein, dass sie sich in das charakteristische Er-
scheinungsbild der Siedlung mit ihrer Zeilenbebauung 
einfügen. First- und Traufrichtung müssen sich an den 
bestehenden Gebäuden orientieren. Es sind Gebäude-
höhen und -tiefen sowie First- und Traufhöhen einzu-
halten. 

 
(2) Vorspringende Gebäudeteile oder Vorbauten wie Erker 

oder Balkone (mit Ausnahme von Hauseingangsüber-
dachungen) sowie Anbauten sind auf der zur Straße 
gewandten Seite nicht zulässig. 

 
(3) Nebenanlagen wie Gerätehäuser/Gartenhäuser o. ä. 

sind nur bis zu einem Rauminhalt von insgesamt max. 
30 m³ (je Wohneinheit) zulässig. Sie sind nur im rück-
wärtigen Gartenbereich erlaubt.  

 
(4) Sichtschutzwände zwischen den Nutzungs- einheiten 

bzw. den Terrassen sind nur bis zu einer Länge von 
höchstens 4,00 m und einer Höhe von 2,00 m unmittel-
bar im Anschluss an das Hauptgebäude zulässig. Der 
Sichtschutz ist zu den unmittelbar vom öffentlichen 
Raum aus einsehbaren Bereich massiv mit minerali-
schen Scheibenputz (wie Hauptgebäude) oder als He-
cke auszuführen. 
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§ 4 – Dächer 
 
(1) Für die Dacheindeckung ist ausschließlich matter brau-

ner Dachziegel/-stein (für die gesamte Hauszeile ein-
heitlich) zulässig.  

 
(2) Dachgauben sowie Dacheinschnitte sind unzulässig. 

Dachflächenfenster sind ausnahmsweise nur zur Be-
lichtung des Dachraumes (innerhalb des vorhandenen 
Sparrenfeldes) auf den nordwestlichen bzw. nordöstli-
chen Dachflächen zulässig. Dachflächenfenster in Ver-
bindung mit Photovoltaikanlagen oder Kollektoren sind 
unzulässig 

 
(3) Photovoltaikanlagen und Kollektoren sind auf den Dä-

chern nur vollflächig zulässig. Sie müssen einen Ab-
stand von mind. 1,25 m zu Brandwänden oder Wänden 
anstelle von Brandwänden einhalten. Der Abstand zum 
First muss 50 cm und zur Traufe mind. 50 cm betragen. 
Die Farbgebung (schwarz) und die Oberflächenbe-
schaffenheit (matt) der Einzelkomponenten sind für die 
ganze Hauszeile bzw. das Doppelhaus einheitlich zu 
wählen. Satellitenempfangsanlagen sind nur auf den 
straßenabgewandten Seiten (Farbton grau/anthrazit) 
zulässig. 

 
(4) Eine Dacherhöhung zur Dämmung des Dach-

geschosses ist unzulässig.  
 
(5) Dachüberstände an der Traufe und am Ortgang müs-

sen mindestens 0,20 m und dürfen nicht mehr als 0,30 
m betragen. Verkleidungen der Traufen und Ortgänge 
sind, soweit nicht vorhanden, unzulässig. 

 
 

§ 5 – Fassaden 
 
(1) Die Wandflächen der Wohngebäude sind mit einem 

aufgerauten hellen Scheibenputz auszuführen. Der 
Farbton des Putzes, als auch des Anstriches soll in ei-
nem hellen Farbspektrum (Helligkeitsbezugswert zwi-
schen 60% und 80%) ausgeführt und auf die benach-
barten Häuser abgestimmt werden. Die Oberflächen-
struktur und die Farbgebung müssen in einer Hauszeile 
einheitlich ausgebildet werden. Unterschiedliche Farb-
töne an einer Fassade beziehen sich auf einzelne Bau-
teile (wie Sockel, Fensterfaschen). Glänzende Materia-
lien an den Wandflächen sind ausgeschlossen. 

 
(2) Eine zusätzliche Schicht zur Dämmung der Außenwän-

de wird zugelassen. Die Fenster sind dem historischen 
Vorbild entsprechend möglichst ohne Laibung putzbün-
dig einzubauen. Die zusätzliche Schichtdicke auf den 
Außenwänden muss einheitlich für einen Baublock 
(Doppelhaus/Reihenhauszeile) ausgeführt werden. An 
den Wandflächen ist der Putz als rauer, eingefärbter 
Scheibenputz auf mineralischer Basis herzustellen. 
Ortgänge und Traufen sind, wie in § 4 (5) beschrieben, 
zu gestalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 6 – Fenster 

 
Die Abmessungen der Fenster- und Türöffnungen an allen 
straßenseitigen Fassaden und den Giebeln müssen origi-
nal und unverändert erhalten werden. Fensterteilungen 
dürfen nur vertikal und symmetrisch erfolgen. Eine kleintei-
ligere Aufteilung, z. B. durch Sprossen, Aufsatzrollladen-
kästen etc. ist unzulässig. An den Giebelseiten ist der 
nachträgliche Einbau von Fenstern zulässig. Die Proportio-
nen haben sich dem Bestand anzupassen. 
 
 

§ 7 – Hauseingangs-/Terrassenüberdachungen 
 
Das Anbringen von filigranen, frei auskragenden Hausein-
gangsüberdachungen bis zu einer maximalen Breite von 
1,50 m und bis zu einer maximalen Tiefe von 1,30 m ist 
gestattet. Terrassenüberdachungen sind nur bis zu einer 
maximalen Tiefe von 4,00 m zulässig. Es sind nur Metall 
(farb-/pulverbeschichtet oder feuerverzinkt) und Glas als 
Materialien zulässig. Die Farbgebung der Metallteile hat in 
entsprechenden Grau-/Anthrazittönen zu erfolgen. 
 
 

§ 8 – Vorgärten und Einfriedungen 
 
(1) Das Befestigen der Vorgartenfläche über den notwen-

digen Zuweg zur Haustür hinaus ist unzulässig.  
 
(2) Die Fläche des Vorgartens ist gärtnerisch (max. Pflanz-

höhe 40 cm) zu gestalten.  
 
(3) Jegliche Einfriedung im Bereich der Vorgärten ist unzu-

lässig. 
 
(4) Im Bereich der rückwärtigen/seitlichen Gartenanlagen 

sind Grundstückseinfriedigungen zum/zur öffentlichen 
Raum/Straße als Sichtschutz in Form von Hecken aus 
heimischen Gehölzen in Verbindung mit transparenten 
Zäunen mit einer maximalen Höhe von 1,00 m (z. B. 
Maschendrahtzaun o. ä.) zulässig. 

 
(5) Einfriedigungen zwischen den Nutzungseinheiten sind 

nur transparent in Form von z. B. Maschendraht- oder 
Metallgitterzäunen etc. mit einer maximalen Höhe von 
1,00 m zulässig.  

 
(6) Das Abstellen von Abfallbehältern im Vorgarten ist nur 

in Müllboxen zulässig, und nur, wenn das Abstellen im 
rückwärtigen Gartenbereich nicht möglich ist. Dies trifft 
z. B. zu, wenn es keinen Zugang zu einem Schmutz-
weg gibt, über den die öffentliche Straße zu erreichen 
ist. Die Müllboxen sollten für je zwei Hauseinheiten auf 
der gemeinsamen Grenze in unmittelbarer Nähe zu den 
Hauseingängen (Rücken an Rücken) aufgestellt wer-
den. Diese sind in Anlehnung an die Vordächer in glei-
cher Material-/Farbwahl zulässig. Alternativ können die 
Stellflächen der Abfallbehälter mit heimischen He-
cken/Gehölzen in einer Breite von max. 0,40 m und ei-
ner max. Höhe der Abfallbehälter eingefriedet werden. 
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§ 9 – überdachte und offene Stellplätze 

 
(1) Die Errichtung eines Carports (überdachter Stellplatz) 

oder eines offenen Stellplatzes unterliegt den §§ 2 und 
3 dieser Satzung. 

 
(2) Stellplätze, Carports und Garagen sind grundsätzlich im 

Vorgarten unzulässig. Sie dürfen die vordere Bauflucht 
der jeweiligen Hauszeile bzw. des jeweiligen Doppel-
hauses  nicht überschreiten.  

 
(3) Garagen und Carports sind mit einem Flachdach zu er-

richten. Untergeordnete angegliederte Abstellräume 
sind bis zu einer Größe von 50% deren Grundfläche zu-
lässig. Als Materialien kommen filigrane Holz- und 
Stahlkonstruktionen (nach statischem Erfordernis) in 
Frage. 

 
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für Sammelgaragen 

und Sammelcarportanlagen. 
 
 

§ 10 – Abweichungen 
 
(1) Für Abweichungen von den Anforderungen nach  §§ 3 

– 9 gilt § 86 Abs. 5 BauO NRW. 
 
(2) Abweichungen dürfen nur erteilt werden, wenn: 

• Die Abweichung den Zielsetzungen dieser Satzung 
nicht widerspricht und sich das Bauvorhaben gestal-
terisch in den städtebaulichen Zusammenhang ein-
fügt. 

 
• Die Einhaltung einer Vorschrift die Durchführung 

des Bauvorhabens, das sich ansonsten städtebau-
lich einfügt, unzumutbar erschweren würde. 

Der Antragsteller hat jede beabsichtigte Abweichung zur 
fachgerechten Beurteilung zeichnerisch darzustellen und 
schriftlich zu begründen. 
 

§11 – Ordnungswidrigkeiten 
 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Anforderung 
gemäß der §§ 3 bis 9 dieser Satzung verstößt, handelt 
ordnungswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 20 BauO 
NRW. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 50.000 EUR geahndet werden. 
 
 

§ 12 – Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende „Satzung gemäß § 86 BauO NRW (Ge-
staltungssatzung) in der ehemaligen Britensiedlung - Be-
reich Immelmannstraße“ 
 
vom 26.06.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 26.06.2015 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



496 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 497 
 

 

 
248 Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanes 
 
01-30/09 I „Geschäfts- und Parkhaus Hasselter Platz“, 
(beschleunigte) Aufstellung 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: Hasselter Platz am Arbeits- und Sozi-

algericht zwischen Richthofenstraße 
und Blomberger Straße 

 
Der o. g. vorhabenbezogene Bebauungsplan ist vom Rat 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 25.06.2015 gem. § 
10 Baugesetzbuch als Satzung beschlossen worden.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungs- 
planunterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der  
 
vorhabenbezogene Bebauungsplan  
01-30/09 I „Geschäfts- und Parkhaus Hasselter Platz“, 
(beschleunigte) Aufstellung 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: Hasselter Platz am Arbeits- und Sozi-

algericht zwischen Richthofenstraße 
und Blomberger Straße 

 
rechtsverbindlich. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird mit der Be-
gründung im Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt Det-
mold, Ferdinand-Brune-Haus, Rosental 21, I. Etage, Hin-
tergebäude zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes, nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 30.06.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
i. V. Lammering 
Techn. Beigeordneter 
und allgemeiner Vertreter 
 
 
gez. Lammering 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Gemeinde Kalletal 
 
249 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses der Gemeinde Kalletal zum 
31.12.2013 und des Verzichts auf die Aufstel-
lung eines Gesamtabschlusses zum 
31.12.2013 

 
Gemäß § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat 
der Gemeinde Kalletal in seiner Sitzung am 19.02.2015 
den vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenah-
me der Wirtschaftprüfungsgesellschaft CURACON GmbH, 
Münster, geprüften Jahresabschluss sowie den Lagebe-
richt festgestellt und dem Bürgermeister uneingeschränkt 
Entlastung erteilt. Ferner hat der Rat beschlossen, dass 
der Jahresfehlbetrag in Höhe von 1.791.466,44 EUR durch 
eine Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage gedeckt 
wird. 
 
Die Ergebnisrechnung, die Finanzrechnung und die Bilanz 
zum 31.12.2013 sind dieser Bekanntmachung als Anlage 
beigefügt. 
 
Der Rat der Gemeinde Kalletal hat in seiner Sitzung am 
19.02.2015 nach Prüfung durch den Rechnungsprüfungs-
ausschuss ferner entschieden, dass auf die Einbeziehung 
des Eigenbetriebes "Gemeinde Kalletal – Wasserwerk" in 
einen Gesamtabschluss und damit auf die Aufstellung ei-
nes Gesamtabschlusses der Gemeinde Kalletal zum 
31.12.2013 gemäß § 116 Abs. 3 GO NRW verzichtet wird. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 ist gemäß § 96 Abs. 
2 Satz 1 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als un-
tere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Bericht 
vom 09.06.2015 angezeigt worden. Die Anzeige ersteckte 
sich ebenfalls auf den Verzicht auf die Aufstellung eines 
Gesamtabschlusses zum 31.12.2013 
 
Nach § 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW wird der Jahresab-
schluss zum 31.12.2013 im Rathaus der Gemeinde Kalle-
tal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, Fachbereich Finan-
zen und Innere Dienste, Zimmer 32, während der Öff-
nungszeiten zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Gemäß § 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW i. V. m. § 15 Abs. 1 
der Hauptsatzung der Gemeinde Kalletal wird der Jahres-
abschluss zum 31.12.2013 hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Gleichzeitig wird bekannt gemacht, dass auf die 
Aufstellung eines Gesamtabschlusses unter Einbeziehung 
des Eigenbetriebes "Gemeinde Kalletal – Wasserwerk" 
zum 31.12.2013 verzichtet wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung des Jahres-
abschlusses der Gemeinde Kalletal zum 31.12.2013 und 
des Verzichts auf die Aufstellung eines Gesamtabschlus-
ses zum 31.12.2013 ist auf der Internetseite der Gemeinde 
Kalletal www.kalletal.de/bekanntmachungen einsehbar. 
 
Kalletal, den 29.06.2015 
 
Hermann Fischer 
Allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters 
 
 
Anlagen 

• Ergebnisrechnung 2013 
• Finanzrechnung 2013 
• Bilanz zum 31.12.2013 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
250 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Alten Hansestadt Lemgo zum 31.12.2013 und 
Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Lemgo am 04.05.2015 den vom Rechnungs-
prüfungsausschuss geprüften und mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresab-
schluss zum 31.12.2013 durch Beschluss festgestellt und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 mit Lagebericht ist 
gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schrei-
ben vom 21.05.2015 angezeigt worden. 
Der Jahresabschluss mit Lagebericht 2013 der Alten Han-
sestadt Lemgo wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die 
Bilanz, die Gesamtergebnisrechnung sowie die Gesamtfi-
nanzrechnung zum 31.12.2013 sind nachfolgend abge-
druckt.  
 
Der Jahresabschluss 2013 mit allen Anlagen sowie der La-
gebericht liegen zur Einsichtnahme ab dem 10.07.2015 bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses in der 
Kämmerei, Papenstraße 9, Zimmer 117, während der 
Dienstzeiten öffentlich aus und sind im Internet unter der 
Adresse www.lemgo.net verfügbar. 
 
Lemgo, den 23. 06. 2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Reiner Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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251 1. Satzung vom 23.06.2015 zur Änderung der 

Friedhofssatzung der Alte Hansestadt Lemgo 
für die städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 

 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW vom 17. 
Juni 2003 und § 7 Absatz 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe f der Gemeindeordnung NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994,  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW 
S. 498), in den jeweils gültigen Fassungen, hat  
der Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung vom 
22.06.2015 folgende Satzung  
beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Friedhofssatzung der Alten Hansestadt Lemgo für die 
städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012  wird  
wie folgt ergänzt/geändert:  
 
1. § 13  Absatz 2 Nr. II Buchstabe g) wird neu hinzugefügt 

„Urnenhainreihengrabstätten“ (nur auf dem Friedhof 
Lüningheide) 

 
2. § 13 Absatz 2 Nr. II Buchstabe h) wird neu hinzugefügt 

„Urnenhainwahlgrabstätten“ (nur auf dem Friedhof 
Lüningheide) 

 
3. § 13 Absatz 4 wird nach dem Wort  Rasenwahlgrab an-

gefügt: „das Urnenhainwahlgrab“  
 
4. § 16 Abs. 1 Buchstabe c) wird neu hinzugefügt „ Ur-

nenhainreihengabstätten, Grabgröße 1,00 m x 1,00 m “ 
 
5. Der bisherige Buchstabe c) wird der neue  Buchstabe 

d) 
 
6. Der bisherige Buchstabe d) wird der neue Buchstabe e) 
 
7. § 16 Abs. 1 Buchstabe f) wird neu hinzugefügt „Urnen-

hainwahlgrabstätten Grabstättengröße 1,25 m x 1,25 m 
“ 

 
8. Der bisherige Buchstabe f) wird Buchstabe g) 
 
9. Der bisherige Buchstabe g) wird Buchstabe h) 
 
10. Der bisherige Buchstabe h) wird Buchstabe i) 
 
11. § 19 Abs. 13 wird neu hinzugefügt Urnenhaingräber 

sind Grabstätten ohne individuelle Kennzeichnung und 
Gestaltungsmöglichkeit. Eine Grabnummer kennzeich-
net die Stelle der Bestattung. Auf den gemeinschaftli-
chen Gedenkstelen werden in die eingesetzten Ton-
steine auf Wunsch Name, Geburts- und Sterbedaten 
der Bestatteten eingearbeitet. Die Kosten für die Ton-
steine und die Beschriftung tragen die Angehörigen. 

 
Artikel 2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Friedhofs-
satzung der Alten Hansestadt Lemgo für die städtischen 
Friedhöfe vom 23.06.2015 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW vom 02.09.1994, S. 666) zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. 
S. 878), beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrecht-
lichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und     dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 23.06.2015 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
 
 
 
252 1. Satzung vom 23.06.2015 zur Änderung der 

Friedhofsgebührensatzung der Alte Hanse-
stadt Lemgo für die städtischen Friedhöfe vom 
11.12.2012 

 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW vom 17. 
Juni 2003 und § 7 Absatz 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe f der Gemeindeordnung NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994,  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW 
S. 498), in den jeweils gültigen Fassungen, hat  
der Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung vom 
22.06.2015 folgende Satzung  
beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Friedhofsgebührensatzung der Alten Hansestadt Lem-
go für die städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 wird wie 
folgt ergänzt/geändert:  
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1. § 2    A. Abs. I.  Buchstabe g) wird neu hinzugefügt Ur-

nenhainreihengrabstätte (incl. Pflegeanteil)   1.215,00 € 
 
2. § 2    A. Abs. II.  Buchstabe k) wird neu hinzugefügt Ur-

nenhainwahlgrabstelle (40 Jahre Nutzungszeit, incl. 
Pflegeanteil)                             1.731,00 € 

 
3. § 2    A. Abs. II. Buchstabe l) wird neu hinzugefügt Ver-

längerungsjahr je Urnenhainwahlgrabstätte       44,00 € 
 
4. § 2  A. Abs. IV.  Der 1. Satz wird aktualisiert „Die unter 

II. b), d), f), h), j) und l) festgesetzte Gebühr“  
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Friedhofs-
gebührensatzung der Alten Hansestadt Lemgo für die städ-
tischen Friedhöfe vom 23.06.2015 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW vom 02.09.1994, S. 666) zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. 
S. 878), beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrecht-
lichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und     dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 23.06.2015 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
253 Öffentliche Bekanntmachung über das Inkraft-

treten der 9. - vereinfachten - Änderung des 
Bebauungsplans 01/01/4 „Lange Äckern“ der 
Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schie-
der  

 
In seiner Sitzung am 24.06.2015 hat der Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg folgenden Beschluss gefasst:  
 
Die 9. - vereinfachte Änderung - des Bebauungsplans 
01/01/4 „Lange Äckern“, Ortsteil Schieder, wird gemäß § 
10 Absatz 1 i. V. m. § 1 Absatz 8 BauGB als Satzung mit 
Begründung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich der 9. vereinfachten Änderung ist in 
der anliegenden Übersichtskarte ohne Planaussagen und 
Maßstab dargestellt. 
 
Wesentlicher Inhalt der Änderung ist die Zulassung 
von Dachaufbauten. 
 
Die Änderung des Bebauungsplans ist öffentlich bekannt 
zu machen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Absatz 3 BauGB tritt die 9. - vereinfachte - 
Änderung des Bebauungsplans 01/01/4 „Lange Äckern“ 
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schieder mit 
dieser Bekanntmachung in Kraft und liegt auf Dauer der in 
den Amtsräumen der Stadt Schieder-Schwalenberg, Fach-
bereich 2 - Stadtentwicklung zu Jedermanns Einsicht aus. 
Der Bebauungsplan, sowie dessen Anlagen können wäh-
rend der Dienststunden eingesehen werden. Über den In-
halt des Planes wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 9. - vereinfachten - Än-
derung des Bebauungsplans 01/01/4 „Lange Äckern“ kann 
dem beigefügten Übersichtsplan (ohne Maßstab und ohne 
Planaussagen) entnommen werden.  
 
Hinweise:  
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  
a. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-

achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,  

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und  

c. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs  
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb 
von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Schieder-Schwalenberg unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sach-verhalts 
geltend gemacht worden sind. 

2. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen von Satzungen, sons-
tigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächen-
nutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekanntgemacht worden,  

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

3. Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
sowie Absatzes 4 BauGB über die fristgerechte Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den 
Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen wird ebenfalls hingewiesen. 

 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 25.06.2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs  
der 9. - vereinfachten - Änderung  

des Bebauungsplans 01/01/4 "Lange Äckern“  
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schieder 

 (Übersichtskarte ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
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254 Öffentliche Bekanntmachung über das Inkraft-

treten der 10. - vereinfachten - Änderung des 
Bebauungsplans 04/01 „Auf dem Rott“ der 
Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Lothe 

 
In seiner Sitzung am 24.06.2015 hat der Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg folgenden Beschluss gefasst:  
 
Die 10. - vereinfachte Änderung - des Bebauungsplans 
04/01 „Auf dem Rott“, Ortsteil Lothe, wird gemäß § 10 Ab-
satz 1 i. V. m. § 1 Absatz 8 BauGB als Satzung mit Be-
gründung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich der 10. vereinfachten Änderung ist in 
der anliegenden Übersichtskarte ohne Planaussagen und 
Maßstab dargestellt. 
 
Wesentlicher Inhalt der Änderung ist die Zulassung 
von einer zweigeschossigen Bauweise mit einer Be-
schränkung des zweiten Vollgeschosses auf das 
Dachgeschoss 
 
Die Änderung des Bebauungsplans ist öffentlich bekannt 
zu machen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Absatz 3 BauGB tritt die 10. - vereinfachte - 
Änderung des Bebauungsplans 04/01 „Auf dem Rott“ der 
Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Lothe mit dieser Be-
kanntmachung in Kraft und liegt auf Dauer der in den Amts-
räumen der Stadt Schieder-Schwalenberg, Fachbereich 2 - 
Stadtentwicklung zu Jedermanns Einsicht aus. Der Bebau-
ungsplan, sowie dessen Anlagen können während der 
Dienststunden eingesehen werden. Über den Inhalt des 
Planes wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 10. - vereinfachten - 
Änderung des Bebauungsplans 04/01 „Auf dem Rott“ kann 
dem beigefügten Übersichtsplan (ohne Maßstab und ohne 
Planaussagen) entnommen werden.  
 
Hinweise:  
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  
a. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-

achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,  

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und  

c. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs  
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb 
von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Schieder-Schwalenberg unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sach-verhalts 
geltend gemacht worden sind. 

2. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen von Satzungen, sons-
tigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächen-
nutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  

 
 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekanntgemacht worden,  

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

3. Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
sowie Absatzes 4 BauGB über die fristgerechte Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den 
Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen wird ebenfalls hingewiesen. 

 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 25.06.2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs  
der 10. - vereinfachten - Änderung  

des Bebauungsplans 04/01 "Auf dem Rott“  
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Lothe 

 (Übersichtskarte ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
255 Aufgebot einer Sparurkunde 
 
Die Sparurkunden Nr. 3771053455 ausgestellt  von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der 
Sparkasse Detmold ist abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die  Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
 
Paderborn, 23.06.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 10.07.2015 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,82 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


